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Leiharbeit: Für eine gesetzliche Equal-Pay-Regelung

Zu der gestiegenen Zahl der Leiharbeitskräfte erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für
Arbeitnehmerrechte:

Die Rekordhöhe in der leiharbeit schadet mehr als sie nutzt. Mit der steigenden Zahl an
Leiharbeitskräften nehmen auch die prekär Beschäftigten weiter zu. Niedrige Löhne und ein
Übermaß an Flexibilität sind die Folge, die immer mehr Menschen abverlangt werden. Das Leben
vieler Leiharbeitskräfte bleibt unkalkulierbar, da sie Manövriermasse ihres Arbeitgebers sind und
wenig Sicherheit haben. Das ist ungerecht und muss geändert werden.

Wir fordern, dass die Bundesagentur für Arbeit endlich die Vermittlung in Leiharbeit beendet und
dafür den direkten Weg in den Arbeitsmarkt wählt. Vor allem ist wenig davon zu halten, dass die
Bundesregierung die Verantwortung in die Hände der Tarifpartner legt und sich davor drückt, eine
gesetzliche Equal Pay-Regelung zu schaffen. Dies schwächt die Gewerkschaften. In vielen Branchen
wird dadurch der Verhandlungsspielraum für Lohnerhöhungen geringer, wenn Gewerkschaften
darum kämpfen müssen, dass Leiharbeitskräfte von den Firmen übernommen werden.

Niedriglöhne und Lohnabschlüsse unterhalb des verteilungsneutralen Spielraums schaden den
Menschen in Deutschland und Europa. Die Bundesregierung muss mit gutem Beispiel voran gehen
und alles dafür tun, dass die Löhne, insbesondere in exportorientierten Branchen, steigen. Steigende
Löhne würden den Binnenkonsum stärken, die Ungleichgewichte abbauen und damit für mehr
makroökonomische Stabilität in Europa sorgen.


